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UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 


Nachrichtendienst und Mitteilungsblatt unabhängiger Freundeskreise 


Für die W ahrung der Grund- und Bürgerrechte des E inzelnen, der Souveränität und Selbstbesti mmung der 
N ationen, für das H eimatrecht der V ölker im eigenen Land, für den E rhalt der P ressevielfalt und M einungsfreiheit 


SCHÖNE NEUE WELT! 


Hooton-Plan wird in ganz Europa verwirklicht: 


Bienvenue % CA, L’Europe sans 
a la nouvelle pe Européens 
Allemagne! A fl est en Marche! 


»Herzlich willkommen im neuen Deutschland! Das Europa ohne Europaer ist im Kommen!« 
(Abdruck aus der französischen Zeitschrift »CHART«) 


Das Ziel der Einweltler: Afrofranzösin und 


Deutschtürkin reichen sich die Hand und feiern 
das Ende der »überholten Nationalstaaten« 
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Leeres Politikergeschwätz oder Umkehr? 


Stoiber: Abendländische Kultur ist „Leitkultur” 
` Der bayerische Ministerpräsident und CSU-Chef Stoiber 


hat die Verhinderung der doppelten Staatsbürgerschaft als 
zweitwichtigstes politisches Ziel seiner Partei bezeichnet. In. 
Deutschland lebende Ausländer müßten die abendländische 
Kulturals „Leitkultur” akzeptieren, sagteer. — (rtr) 


Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 22.1.1999 


Herrliche Zukunftsaussichten in 
Multi-Eurotopia! 


Die Frankfurter Allgemeine, Nr. 78/1996 berichtete aus 
Frankreich: 


»Lille: Der Stadtteil Alma in der dahinsiechenden nord- 
französischen Industriestadt Roubaix bei Lille wird von 
manchen "die Kasbah" genannt. Gewiß, drei Viertel der 
siebentausend Bewohner haben die französische 
Staatsangehörigkeit. Aber ebenso viele oder mehr sind 
nordafrikanischer Herkunft. Mehr als die Hälfte, die hier 
wohnen, sind 25 Jahre alt. Die Arbeitslosigkeit, die in 
Roubaix insgesamt bei 30 Prozent liegt, erreicht hier 40 
Prozent, bei den Jugendlichen erheblich mehr. Auf das 
Postamt von Alma wurden fünf Raubüberfälle verübt, das 
Arbeitsamtwurde am Tag der Eröffnung verwüstet. 

In der Dawa-Moschee in der Rue Archimedes warben die 
Abgesandten der Islamischen Heilsfront (FIS) 1992 
Anhänger und organisierten die grenzübergreifende 
Untergrundarbeit in Europa. 

Von den rund hunderttausend Einwohnern von Roubaix 
sind 52 ProzentMuslime. Besonders eifrige Anhänger des 
Propheten verlangen nicht nur einen muslimischen Bür- 
germeister, sondern auch dieEinführung der Sharia.« (Die 
»Sharia« ist die Rechtsprechung nach dem Koran.) 


Aus dem Offenen Brief eines von dem wachsenden 
Fundamentalismus entsetzten deutschen Muslims an die 
Partei »Christliche Mitte« (CM): 


»Die schleichende Besetzung Deutschlands und der an- 
deren mitteleuropäischen Staaten durch die Muslim- 
brüder bzw. durch den Islamischen Weltkongreß nimmt 
handfeste Formen an. 

Als Zentrum wurde Deutschland gewählt, weil hier der 
größte Prozentsatz lebt und alles verpönt und verboten ist, 
was nach Ausländerfeindlichkeit riecht. 


Kaplan, der Khoumeini von Köln, hat die Stadt Köln zur 
Hauptstadt der Islamischen Republik Westtürkei aus- 
gerufen. Was in der Türkei unmöglich ist, kann hier auf 
deutschem Boden ungestört von deutschen Behörden 
getan werden: der Aufbau einer islamisch-fundamen- 
talistischen Streitmacht der »Vereinigung der neuen 
Weltsicht in Europa« (AMGT). 


Einige Aussagen der AMGT machen deren Ziele deutlich: 


"Nieder mit allen außerhalb des Islam stehenden politi- 


schen Systemen! Die Macht steht allein Allah, dem 
Propheten und den Gläubigen zu. Wer sich der Sharia 
widersetzt, dem zerquetschen wir den Schädel." 

Man kann mir vorhalten, daß ich die Situation dramatisie- 
re. Ich verfolge aber als “Insider” seit Jahren diese Ent- 
wicklungmitwachsendem Entsetzen.« 


Herzog: Zweimal »Gesellschaft«, 
keinmal »Deutsches Volk« 


Bundespräsident Herzog sandte an muslimische 
Verbände in Deutschland zum Fest des Fastenbrechens 
am 19.1.1999 folgendes Grußwort (»Bulletin« Nr. 4, 
25.1.1999): 


»Liebe muslimischeMitbürgerinnen undMitbürger, 
zum Fest des Fastenbrechens sende ich Ihnen meine 
herzlichen Grüße, verbunden mit meinen besten 
Wünschen. 


Sie haben eine Zeit des Fastens und des Betens hinter sich, 
die vielfältige Gelegenheit des Besinnens und Nach- 
denkens geboten hat. Wenn Sie jetzt mit Angehörigen, 
Freunden und Nachbarn feiern, sind nichtmuslimische 
Bürger in vielfacher Weise von Ihnen einbezogen. 
Darüber freue ich mich. Gelebte Freundschaft zwischen 
Menschen unterschiedlicher religiöser Auffassung ist 
aktive Toleranz, wie sie für eine freiheitliche und demo- 
kratische Gesellschaft wie die unsere unverzichtbar ist. 
Ein Nebeneinander wollen und können wir uns nicht 
leisten. Wir alle sind aufgerufen, die Brücken der 
Verständigung stetig zu verbreitern und uns für das Wohl 
unserer Gesellschaft einzusetzen. 


Roman Herzog, Bundespräsident« 


»Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem 
Wohl des deutschen Volkes widmen, 
seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm 
wenden, das Grundgesetz und die Gesetze 


des Bundes wahren und verteidigen, 
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen jedermann üben 


werde. So wahr mir Gott helfe.« 
(Eid des Bundepräsidenten, Artikel 56 Grundgesetz) 


IM NAMEN DES DEUTSCHEN 
VOLKES 


ANKLAGE 


Die Abschaffung des deutschen Staatsvolkes ist 
strafwürdiger als Hochverrat! 


»Es kann nicht angehen, daß wegen Vorbereitung eines 
hochverräterischen Unternehmens bestraft wird, wer die 
Staatsform der BRD abändern will, während der, der das 

deutsche Staatsvolk in der BRD abschaffen und durch eine 
multikulturelle Gesellschaft ersetzen und auf deutschem 

Boden einen Vielvölkerstaat etablieren will, 
straffrei bleibt. 
Das eine ist korrigierbar, das andere nicht, und daher viel 
verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der Generalbundesanwalt nicht 
auf Dauer ignorieren können.« 


Rechtsanwalt Dr. Otto Uhlitz 
Staatsrechtler und ehemaliger Berliner Senatsdirektor 
in »Aspekte der Souveränität«, Kiel 1987 


Diese Anklage ist in jedem deutschen Haushalt aufzubewahren bis zu dem Tag, da vom 
deutschen Volk in freier Selbstbestimmung Recht gesprochen wird. 


Gedruckt auf Kunstdruck-Karton (A4) und Postkarten: Wegeor-Werbedienst, Postfach 101706, 46017 Oberhausen. 
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Leider kein Karnevalsscherz: 


Wenn das, was uns droht, nicht so todernst wäre, 
müßte man über die Karikaturen, den Galgenhumor 
und die politischen Witze lachen, mit denen sich das 
Volk Luft macht, wenn es sich gegen seinen Willen 
von den Regierenden vergewaltigt fühlt. 

Hier einige Beispiele: 


»Beitrag der Regierung zum rheinischen Karneval« 


Die Zeitschrift »Nation&Europa« veröffentlicht 
einen Vorschlag für die geplanten Einbürgerungs- 
urkunden: 


Einbürgerungs-Urkunde 


Herr Mustafa Öztürk, geboren in Ankara, 
tritt heute dem deutschen Volk bei. 

Er übernimmt damit Verantwortung für 
Hitler und für alle Verbrechen, die dem 
deutschen Volk angelastet werden. 

Er verpflichtet sich und seine 


Nachkommen zu Nationalscham, 
kollektiver Buße und Wiedergutmachung. 
Bei doppelter Staatsbürgerschaft steht es 
ihm frei, zugleich auch des Völkermordes 
an den Armeniern zu gedenken. 
Herzlich willkommen im »Land der 
Täter«! 


Stimme des Volkes 


Leserbriefe in der "Rhein-Zeitung", 20.1.1999: 


»Man muß Verständnis haben« 


Man muß einfach Verständnis für Rot-Grün 
haben. In den Koalitionsverhandlungen hat man 
vereinbart, Ausländern zwei Pässe zu geben. Sie 
haben dann volle Bürgerrechte und können im 
übrigen bleiben, was sie sind. Und wenn Rot- 
Grün ihnen diese Möglichkeit schafft, werden sie 
auch Rot-Grün wählen - bis zu 90 Prozent, wie 
Befragungen ergeben haben. Und weil Rot-Grün 
weiß, daß die Mehrheit der Deutschen dagegen 
ist, ist man auch gegen eine Volksbefragung. Das 
Volk ist bekanntlich zumeist dumm, urteilt aus 
»dumpfen Gefühlen« heraus und weiß nicht, was 
wirklich seinem Nutzen dient. Deshalb muß man 
solche Sachen einfach »per Order de Mufti« 
regeln. 


Wilhelm Schneider, Daaden 


»Frei von eigener Meinung« 


In der Frage der doppelten Staatsbürgerschaft 
haben es Schäuble und Stoiber gewagt, gegen den 
rot-grünen Stachel zu löcken. Ebenso wie bei 
Martin Walser wird sofort mit der Nazikeule auf 
sie eingedroschen: Sie werden geistige Brand- 
stifter, Volksverhetzer, ewiggestrige Rechte etc. 
genannt, die bekannten Vokabeln für Anders- 
denkende. 


So sieht Meinungsfreiheit in Deutschland aus. 
Nach rot-grüner Lesart bedeutet sie offenbar: 


Jeder Andersdenkende hat frei zu sein von eigener 
Meinung. 


Heribert Krumholz, Koblenz 


Ein Volkswitz aus der CDU- 
Regierungszeit: 
Frage: »Süssmuth und Geißler gehen am 
Rhein spazieren und fallen ins Wasser. Wer 
wird gerettet?« Antwort: »Deutschland!« 
Die Namen von heute dürfen Sie 
einsetzen. 
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Von Straßenschlachten in den Bundestag: 
Künftig alles »Deutsche«!? 


Autobahnblockaden, Benzinbomben, Knüppel. 


Foto: PKK-Banden im Sturm auf deutsche Polizisten bei Emmerich (Nordrhein-Westfalen) im März 1996: 


Welch eine Freude: Weniger Ausländerkriminalität! 


Es sind ja alles »Deutsche« demnächst, die ihren 
türkisch-kurdischen Bürgerkrieg auf deutschen 
Straßen austoben und mit Drogen-Geldern aus der 
Rauschgiftverseuchung unserer Kinder finanzieren. 
Als »deutschen Staatsbürger« kann man künftig 
selbst den schlimmsten Verbrecher nicht mehr 
ausweisen. 


Demnächst im Bundestag? 


Der fremde Bürgerkrieg auf deutschen Straßen 
könnte sich bald zu Auseinandersetzungen (und zum 
Mitregieren!!) im Bundestag der BRD ausweiten. 
Die »Welt amSonntag« am10.1.1999 berichtete: 


»Türkische Parteien wollen an deut- 
schen Wahlen teilnehmen« 


»ANKARA - Türkische Parteien bereiten sich 
darauf vor, nach Einführung der doppelten Staats- 
bürgerschaftmiteigenen Kandidaten an Wahlen in 
Deutschlandteilzunehmen. 


Vor etwa zwei Jahren wurde die Verfassung der 
Türkei geändert, die bis dahin eine Ausweitung ins 
Ausland unmöglich gemacht hätte. 


Zur Zeit beraten Kommissionen in Ankara 
Folgegesetze. Zunächst lassen türkische Parteien 
ihnen nahestehende Vereine in Deutschland 
gründen.« 


Die WamS befragte mehr als zwanzig Abgeordnete 
imtürkischen Parlament dazu: 


»Alle Befragten halten die doppelte Staatsbürger- 
schaft in Deutschland für notwendig und unterstüt- 
zen die rot-grüne Bundesregierung in dieser Frage. 
Die türkischen Politiker spekulieren auf ein künfti- 
ges Wählerreservoir von rund einer Million in 
Deutschland, die sowohl einen deutschen als auch 
einen türkischen Paß haben werden und die Politik in 
Deutschlandmaßgeblich zu beeinflussen vermögen. 


Deshalb sind das türkische Außenministerium und 
die türkischen Parteien Verfechter einer doppelten 
Staatsbürgerschaft in Deutschland. 
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Nicht nur demokratisch legitimierte türkische 
Parteien fassen in Deutschland Fuß. Nach Er- 
kenntnissen des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
verfügen "nahezu alle in der Türkei aktiven 
politisch-extremistischen Organisationen - linksex- 
tremistische, extrem nationalistische und islamis- 
tische Gruppen - auch unter den in Deutschland 
lebenden Türken über Mitglieder und Anhänger 
sowie über handlungsfähige Strukturen". 


Und: Unter den rund 600.000 Türken kurdischer Ab- 
stammung in Deutschland werden 50.000 von den 
deutschen Sicherheitsbehörden als Sympathisanten 
der verbotenen PKK eingestuft, darunter 11.000 als 
"echte Anhänger" .« 


Vom Straßenkampf über die Orts-, 
Kreis- und Landesparlamente in den 
Bundestag 


Ob mit doppelter Staatsbürgerschaft (wie die Rot- 
Grünen es wollen) oder mit einfacher Staatsbürger- 
schaft (wie die Schwarz-Gelben es wollen): 
Türkische Parteien, evtl. noch mit "Minderheiten- 
schutz", für die die 5-Prozent-Klausel entfällt (wie 
für die dänische Minderheit im Kieler Landtag), und 
die »neuen Deutschen«, um die die Parteien buhlen, 
sollen über unser Schicksal und unsere Zukunft 
mitbestimmen. 


Wollenwir, wollen Sie das wirklich zulassen? 
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Ausländer 
werden die nächste Wahl 
entscheiden! 


Nach dem geplanten Staatsbürgerschaftsrecht der rot- 
grünen Koalition haben laut Berechnungen von Fach- 
leuten der Bundesregierung 4,2 Millionen der offiziell 
behaupteten 7,37 Millionen Ausländer in der BR 
Deutschland Anspruch auf die deutsche Staatsbürger- 
schaft. (In Wahrheit kann man davon ausgehen, daß sich 
inder BRD 12-14Millionen Ausländer aufhalten). 


Nach Angaben des Bundesverwaltungsamtes in Köln 
(Ausländer-Zentralregister) setzen sich die 4,2 Millionen 
»Berechtigten« wie folgt zusammen: 


1.350.000 aus EU-Ländern 
900.000 Türken 
1.950.000 aus dem Balkan, Afrika, Asien 


Die Zahl der dann wahlberechtigten Mehrstaatler (älter 
als 16 oder 18 Jahre) dürfte über 2 Millionen liegen. Bei 
der Bundestagswahl 1994 z.B. entschieden knapp 
140.000 Stimmen, ob Scharping oder Kohl Kanzler 
wurde. 

Wir fragen alle Leser dieses Blattes: Wollen 
Sie das wirklich zulassen? 


Wenn nur 10.000 Deutsche je 100 Kopien 
dieser Seiten verteilen und in Briefkästen 
stecken würden, könnten mit einer Million 
Blättern etwa 2 bis 3 Millionen Leser aufge- 
rüttelt werden, sich dagegen zu wehren! 


Die Parteien und ihr neues Wählervolk: Mehrheit für die SPD 


Welche von den verschiedenen Parteien in Deutschland ist Ihnen am symphatischsten?* angaben in Prozent 


TÜRKEN GRIECHEN JUGOSLAWEN ITALIENER SPANIER 
CDU/CSU Bs: CDU/CSU ren CDU/CSU | CDU/CSU Bo 
> EM EN MEN 
FDP Jo7 FDP hr’ BS FoP| 0,9 FDP ha | ronlon 
Die Grünen fs Du dann 6 ee ae Die Grünen fj. se inn se 


(Umfrage der Marplan- -Forschungsgesellschaft, Offenbach, Januar 1999) 


Liebe Leser! Sie können diese Seiten (wie auch alle 
anderen) als Verteil-Flugblatter in jeder Menge bei uns 


anfordern. Bitte fragen Sie nach! 
Montag - Freitag von 14-19Uhr: Ruf 0208 - 840132. 


Sie kennen die UN noch nicht? 


Leseprobe gegen 3.- DM Rückporto 
von 
UN - Postfach 1826 - D-55388 Bingen(Rhein) 


Verteilt/überreicht durch: 


Das Dokument zum Zeitgeschehen 
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Fremde Staatsbürgerschaften - ob »einfache« (CDU-Programm) oder »doppelte« (SPD- 
Programm), sinkende deutsche Geburtenrate, Abtreibung, Auflösung aller Werte, Multikulti: 


Sie verstehen das alles nicht 
was heute geschieht? 


Dann lesen Sie aufmerksam diesen Plan aus dem Jahre 1943! Hier die Übersetzung: 


Von Earnest Hooton: 


Züchtet die Wehrkraft 
(den Militarismus) 
aus den Deutschen heraus 


Weise, wie er an anthropologische und gesellschaft- 
liche Probleme herangeht, ist ungewöhnlich. Nichts 
liebt er mehr, als schockierende Gedanken zu 
äußern, um die Diskussion anzuregen. 


Sein Beitrag »Was wollen wir mit den Deutschen 
machen ?%« istin dieser Art geschrieben. 


JANUARY 4 


Should We K: 


Hooton, continued 


Professor Earnest Albert Hooton, Professor fiir 
Anthropologie an der Harvard-Universitat, interes- 


siert sich besonders fiir die biologische Entwicklung 
desMenschen. 


Er ist Verfasser von »Affen, Menschen und 
Schwachsinnige«, veröffentlicht 1937. Die Art und 
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Grundforderungen/Feststellungen 


1.) Das Verhalten einer Nation ergibt sich aus der 
Masse seiner Bevölkerung; es hängt nicht von 
Führern oder unterdrückten Klassen ab. Die nationa- 
le Kultur, die nationale Psychologie (Volksseele), 
die nationalen Ideale sind zugleich das Ergebnis der 
Summe der biologischen Einheiten der Bevölkerung 
und der Einflüsse, die dazu neigen, nach Gesichts- 
punkten des Überlebens auszuwählen und jene bio- 
logischen Typen der Männer herauszuheben, die 
dem nationalen Verhaltensmuster am nächsten 
kommen. Sowohl das kulturelle Umfeld wie auch 
die Erbanlagen wirken zusammen und schaffen in 
den Nationen feste und beständige Verhaltens- 
formen/-normen. 


2.) Eine grundlegende Verbesserung des nationalen 
Volksverhaltens kann nicht allein durch äußere 
Einflüsse erreicht/bewirkt werden, um die Volks- 
kultur zu ändern (Regierungsform, Weltanschauung, 
Religion, Erziehung, Wirtschaftsform). 


Biologische Maßnahmen zur Verbesserung der 
körperlichen, geistigen und moralischen Güte der 
einzelnen menschlichen Einheiten müssen ebenfalls 
ergriffen werden, um eine dauerhafte Verbesserung 
zu erreichen. 


3.) Um den Teufelskreis zwischen einem militaristi- 
schen Staat und räuberischen Neigungen seiner 
Bürger zu durchbrechen, muß zuerst der Staat 
zerstört werden, und dann müssen die An- 
lagen/Neigungen der Bevölkerung neutralisiert oder 
herausgezüchtetwerden. 


Da der Staat den Rahmen für Gruppenaggressi- 
on(en) darstellt, trägt seine Zerstörung höchst 
wirkungsvoll dazu bei, solche Aggressionsgelüste 
zu unterbinden. Gleichzeitig erleichtert es die 
Aufgabe, sich mit der kulturellen und biologischen 
Güte des einzelnen in dieser Bevölkerung zu 
befassen. 


Sollen wir die Deutschen töten? 
Die Anwendung auf Nachkriegsdeutschland 


Allgemeines Ziel 


Die Zerstörung des deutschen Nationalismus und 
seiner aggressiven Ideologie. Gleichzeitig sollen 
jedoch wünschenswerte biologische und gesell- 
schaftliche Fähigkeiten der Deutschen bewahrt und 
verfestigt werden. 


Maßnahmen 


(1) Alle Führer der Nazi-Partei sind hinzurichten 
oder lebenslang einzusperren. Alle Wehrmachts- 
offiziere sind für immer zu verbannen. 


(2) Die Massen der gegenwärtigen deutschen Wehr- 


Dieses Dokument, in DIN A 3-Größe besser lesbar, 


kann angefordert werden: UN-Archiv-Nr. 5860 
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machtsangehörigen sind für 20 Jahre oder mehr als 
Arbeitseinheiten in den zerstörten Gebieten der 
Alliierten in Europa und sonstwo einzusetzen. Diese 
Arbeitskräfte sollen nicht als Kriegsgefangene oder 
Sträflinge, sondern als Beschäftigte bezahlt werden 
(sie sollten jedoch bewacht und in ihrer Bewegungs- 
freiheit auf ihren Arbeitsbereich eingeschränkt 
werden). Bei Nachweis guter Führung sollte ihnen 
das Vorrecht gegeben werden, sich einbürgern zu 
lassen. Die Unverheirateten sollten nur Frauen des 
Landes, in dem sie arbeiten oder sich einbürgern 
lassen, heiraten dürfen. 


Die Familien der Verheirateten sollten einige Jahre 
in Deutschland verbleiben, sollten aber gegebenen- 
falls die Möglichkeit haben, zu den Familienvätern 
zu reisen, umbeiihnen zu bleiben. 


Auch die Familienväter dürften auf keinen Fall nach 
Deutschland zurückkehren. Die Ziele dieser Maß- 
nahme beinhalten die Reduzierung der Geburtenrate 
von "reinrassigen” Deutschen (»pure Germans«), die 
Neutralisierung deutscher Aggressivität durch ein 
Herauszüchten und die Entdeutschung indoktrinier- 
ter Einzelpersonen. 


(3) Das Deutsche Reich ist in mehrere Einzelstaaten 
aufzuteilen (wahrscheinlich in seine ursprünglichen 
Bestandteile). Jedem Teil soll nach einer gewissen 
Zeit der Überwachung und Verwaltung durch die 
Vereinten Nationen die Möglichkeit gegeben 
werden, seine eigene Form einer nichtfaschistischen 
Regierung zu wählen. Das Ziel dieser Maßnahme ist 
es, den nationalen Rahmen vereinter/geeinter 
deutscher Angriffslust zu zerstören. 


(4) Während der Zeit der Überwachung und 
Besetzung der verschiedenen deutschen Einzel- 
staaten durch Truppenteile und Zivilpersonal der 
Vereinten Nationen sollten die Angehörigen dieser 
Gruppen ermutigt werden, deutsche Frauen zu 
heiraten und sich auf Dauer dort niederzulassen. 
Während dieser Zeit ist auch die Einwanderung und 
Niederlassung von Nicht-Deutschen, vor allem von 
Männern, zu fördern. 


Wer diesen Plan von 1943 mit dem HEUTE 
vergleicht und trotz dieses Wissens nichts 
tut, beweist, daß er ein Opfer dieses Plans 
und damit kein »Deutscher«mehrist. 


Verteilt/überreicht durch: 


Unabhängige Nachrichten » Postfach 1826 »- D-55388 Bingen (Rhein) 


»Das Fremde ist das 
Salz in der Suppe- 
aber wer mag eine ver- 
salzene Suppe?« 


Es kocht im Volk 


Ein Gespräch des Berliner Rechtsanwaltes Horst 
Mahler mit dem »Focus« (Nr. 53/98) macht 
deutlich, wiesehresim Volk brodelt. 


Mahler (62) gehörte dem SDS und der »Roten 
Armee Fraktion« (RAF) an und wurde zu 14 
Jahren Haft verurteilt. Heute vertritt er die 
Meinung der »schweigenden Mehrheit« zur 
Holocaust-Debatte und ruft gegen die Überfrem- 
dung zu einer »nationalen Sammlungsbe- 
wegung« auf: 


»Die Staatsbürgerschaftsnovelle öffnet 
der Überfremdung Schleusen, die mit 
rechtlichen Mitteln nicht mehr zu 
schließen sind« 


»FOCUS: Der frühere RAF-Mitbegründer Horst 
Mahler steht heute im rechten Lager. Bedeutet Ihr 
Bruch mit linker Vergangenheit auch, daß Sie die 
Verantwortung für Folgen der Naziherrschaft 
ablehnen? 


Mahler: Schuld ist eine sehr individuelle Sache, 
Verantwortung hingegen betrifft auch eine 
Gesellschaft. Die Kollektivschuld-Theoretiker aber 
erwarten Bekundungen der Betroffenheit und des 
Entsetzens, die ständig mit aktuellen individuellen 
Schuldgefühlen einhergehen müssen. Das funktio- 
niert nicht. Ich kann nur sagen: Ich habe keinen 
Juden umgebracht und sehe daher auch keine 
persönliche Schuld. Diese Einstellung prägt die 
heranwachsende Generation. 


FOCUS: Kollektive Erinnerung an die NS-Zeit 
verbindet sich in Deutschland stets mit den Begriffen 
Schuld und Scham. Daran hat auch die neue 
Generation nichts geändert. 


Mahler: Diese negativen Komponenten, die heute 
vom Geist und vom Gefühl abgefordert werden - 
Buße, Scham, Schuldbekenntnis und Reue -, 
bewirken eher das Gegenteil dessen, was die 
Einpeitscher bezwecken. 


Wer derart auf den blankliegenden Nerven der 
Deutschen herumtrampelt, macht sie böse. Der 
Holocaust ist weder unbegreiflich noch einmalig. 
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SPIEGEL 


FOCUS: Sollten sich demnach die Opfer bei den 
Tätern entschuldigen? 


Mahler: Als deutsches Volk haben wir zu bekennen, 
daß wir dem jüdischen Volk einst ein grausiges 
Schicksal bereiteten. Aber wenn Ignatz Bubis ohne 
Quellenangabe behauptet, 30 Prozent aller 
Deutschen seien latente Antisemiten, dann ist das 
kontraproduktiv. Jeder, der Herrn Bubis bei der 
Holocaust-Diskussion in die Quere kommt, wird wie 
Martin Walser als Antisemit verketzert. In der 
Geschichte des Abendlandes gibt es von Anfang an 
einen starken antijudaistischen Komplex. Es ist 
gefährlich, den zu ignorieren. Man muß ihn aber 
nicht noch mit aller Gewaltheraufbeschwören. 


HorstMahler (rechts) als Angeklagter vor Gericht (1969). Seine 
Verteidiger: RAGroenewold (l) und RA Otto Schily (M). 

Es ist eine alte Weisheit: Wer lange genug rings- 
herum geht, kommt rechts an. 


FOCUS: Verwechseln Sie da nicht Ursache und 
Wirkung? 

Mahler: Nein. Martin Walser wird geschunden, weil 
er das allgemeine Unbehagen der Deutschen über die 
Moralkeule des Holocaust formuliert hat. Seine 
simpel argumentierenden Kritiker haben keinerlei 
Kontakt mit dem Volk. Diese Traumtänzer sollten 
mal hören, was Normalbürger sagen. 


FOCUS: Walser und Sie rühren an gesellschaftliche 
Tabus. Überrascht Sie die heftige Reaktion? 


Mahler: Wir bewegen uns auf ideologisch vermin- 
tem Gelände. Diese Minen müssen geräumt werden, 
vielleicht auch dadurch, daß man absichtlich auf sie 
tritt... 
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FOCUS: ... mit Äußerungen wie: "Man sollte von 
uns Deutschen nicht erwarten, daß wir uns wider- 
standslos vertreiben lassen. Das Recht auf Heimat ist 
ein Menschenrecht." Rechtsaußen hätte es nicht 
besser formulieren können. 


Mahler: Im Gegenteil, das sind doch linke Ideale: für 
das Recht anderer Menschen ebenso einzutreten wie 
für das eigene Recht. Daß ein Volk eine Heimat 
braucht und versucht, fremde Einflüsse zurückzu- 
drängen, ist nicht Ausdruck einer unmenschlichen 
Ideologie, sondern normale Lebensäußerung. Wenn 
das als rechtsextrem hingestellt wird, dann frage ich: 
Warum waren die Nazis so erfolgreich? Weil sie 
Dinge ansprachen, die denMenschen wichtig waren. 
Nur weil Werte und Idealvorstellungen durch Hitler 
mißbraucht wurden, können wir sie doch nicht 
einfach abschaffen. 


FOCUS: Für die Linke gelten Sie heute aber als 
Renegatund Verräter. 


Mahler: Die nationale Frage war immer auch ein 
Anliegen der Linken. Wir haben in den 60er Jahren 
die vietnamesische Freiheitsbewegung unterstützt 
und sind für deren Recht auf die Straße gegangen, in 
ihrem Land als Herr zu bestimmen. Der Inter- 
nationalismus schloß den Kampf für die nationalen 
Rechteein. 


Wir wollten Deutschland weder von Amerikanern 
noch von Sowjets beherrschen lassen. Sind wir denn 
durch unsere Geschichte dazu verurteilt, sämtlichen 
Völkern der Welt zu sagen: "Kommt alle zu uns, 
auch wenn wir Deutschen dann an den Rand 
gedrückt werden." Nein, wir haben das Recht, in 
unserem Land unser Leben selbstbestimmt zu 
gestalten. Sonst wird das deutsche Volk sich wehren. 


FOCUS: Spricht hier ein notorischer Ausländer- 
feind? 


Mahler: Das Fremde ist das Salz in der Suppe - aber 
wer mag eine versalzene Suppe? Wenn in einer 
hiesigen Schulklasse 80 oder 90 Prozent Ausländer 
sind, die kein Wort Deutsch sprechen, dann ist es 
legitim, wenn deutsche Eltern ihre Kinder an 
anderen Schulen unterbringen wollen, wo sie 
vernünftigen Unterricht in der Landessprache 
erhalten. 


FOCUS: Politische Unkorrektheit in extremer Form 
ist justitiabel. Wie bewertet der Jurist Horst Mahler 
den Strafbestand Leugnung des Holocaust? 


Mahler: Unerträglich. Da werden Menschen, die mit 
ihren Äußerungen garantiert nicht Karriere machen 
wollen, kriminalisiert. Auch wenn manche 
Meinungen verbohrt und abwegig erscheinen, diese 
Leute glauben daran. So etwas zu bestrafen, ist das 
Gegenteil von geistiger Freiheit. Sie leugnen den 
Holocaust, weil er auch für sie das Grauen schlecht- 
hin ist. Sie ertragen den Gedanken nicht, daß 
Deutsche das zu verantworten haben, und erweisen 
sich damit geradezu als Gutmenschen mit morali- 
schem Kompaß. Im Glauben, daß ihnen Unrecht 
geschieht, nehmen sie es auf sich, für die nationale 
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Die Indianer 


konnten die Einwanderer 
nicht stoppen. 


Jetzt leben sie in Reservaten. 


Wenn SIE Ihren Kindern das 
ersparen wollen, wehren Sie sich! 
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(Als Aufkleber erhältlich) 


Sache ins Gefängnis zu gehen. 
FOCUS:UndwärendamitpolitischeGefangene? 


Mahler: Politische Gefangene in der BRD sind für 
mich Menschen, die - egal ob rechts oder links - sich 
um das Gemeinwesen Gedanken machen und 
deswegen zu Meinungs- und Organisationsdelikten 
motiviert werden. Das ist das sympathische daran 
bei Leuten, die eine andere Politik oder einen 
anderen Gesellschaftszustand anstreben. 


Ich lehne jedwede Ausgrenzung ab. Wer bestimmt 
denn, wer mit wemworüberreden darf? Ich diskutie- 
re auch mit jemandem, der sich prononciert als 
FaschistoderNazibezeichnet. 


FOCUS: Soll die von Ihnen propagierte "nationale 
Sammlungsbewegung" für alle und jeden offen sein? 


Mahler: Eine Sammlungsbewegung ist keine Partei. 
Sie soll absolut offen sein. 


Vordringlichstes Ziel: Es muß die Staatsbürger- 
schaftsnovelle verhindert werden. Sie öffnet der 
Überfremdung Schleusen, die mit rechtlichen 
Mitteln nichtmehr zu schließen sind. 


Jeder, der doppelte Staatsbürgerschaften verhindern 
will, von Bayerns Ministerpräsident Stoiber bis zum 
Ex-NPD-Chef Deckert, Kann mitmachen. 


Über Staatsbürgerschaftsrechte muß allein das Volk 
entscheiden, nicht die staatstragenden Parteien oder 
der Zentralrat der Juden. Das sind jene Meinungs- 
soldaten, von denen auch Walser spricht.« 


TAUSCHEN WIR 


die Bonner Politiker aus, 
bevor sie 


das deutsche Volk 
AUSTAUSCHEN! 
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Unter Mißbrauch von Steuergeldern finanziert die 
Bundesregierung zur Zeit eine teure Anzeigenkampagne, 
in der sogenannte »Prominente« für die doppelte Staats- 
bürgerschaft werben, die von der Mehrheit abgelehnt 
wird. Hier (v.1.): Marius Müller-Westernhagen, Boris 
Becker und Thomas Gottschalk. Trotz Anfragen ver- 
schweigt die Bundesregierung bisher die Kosten für diese 
diimmliche Propaganda. 


Fragen Sie als steuerzahlender Staatsbürger 
doch einfach malan: 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 53105 
Bonn. (Ruf: 0228-2080) 


Späte Erkenntnis 


»Die multikulturelle Gesellschaft, dieser Fetisch unserer 
stets progressiven Mitbürger, hat lange schon Schiffbruch 
erlitten. Die meisten Türken waren zu keiner Zeit an die- 
ser hochherzig gedachtenUnternehmung interessiert. .. 


Nur in unserem bis heute so fürchterlich verklemmten 
Land kann einer auf die Idee kommen, an staatlichen 
deutschen Schulen Islam-Unterricht zu erteilen auf 
Kosten aller Steuerzahler. Vielleicht sollte man ja gleich 
auch die Mullahs ins lebenslängliche Beamtenverhältnis 
übernehmen. Die Parteigänger von Multikulti sind noch 
zu ganz anderen Narrheiten aufgelegt.« 


(Der ehemalige SPD-Regierungssprecher 
Klaus Bölling in der »Berliner Morgenpost«) 
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RAVO! 


Israel sei hier unser Vorbild! 


Hebraisch-Quote fiir Lieder 


alem - s israelische 
aen beschloß eine Quote . 
für Lieder in hebräischer Spra- 
che. Danach muß mindestens 
die Hälfte aller Musikstücke im 
Rundfunk einen hebräischen 
Text haben. So sollen die e 
englischsprachigen Titel zurück- 
gedrängt werden. 


Libelse - grz privet! 


»Wut macht blind« könnte man zum Ausgang der 
Wahlen in Hessen sagen. 


Wütend über die rot-grüne Absicht, massenweise die 
doppelte Staatsbürgerschaft zu verteilen, wählten 
selbst gestandene SPD-Arbeiter die CDU, weil sie den 
Pferdefuß nicht sahen: 


Die CDU will das Gleiche, nur mit »einfacher« 
Staatsbürgerschaft. Nun droht der »Kompromiß«: Die 
Bundestagsparteien werden sich gegen den Willen der 
Volksmehrheit auf die eine und/oder andere Form 
einigen, um sich die gewünschten »neuen Deutschen« 
zu schaffen. 


Sehen Sie sich noch einmal das Klassenbild in UN 1/99 
an: Was nutzt es dem armen Michael, wenn die ganze 
Klasse demnächst einen deutschen Paß hat? 


Allen, die sich noch als Deutsche empfinden, müssen 
Sie ans Herz legen: Weder »doppelte« noch »einfache« 
Staatsbürgerschaft für Millionen, sondern Hilfe zur 
Rückkehr in ihre Heimatländer! 


Zur Zeit sind die Leserbriefspalten der Zeitungen voll 
mit Briefen, die unseren Forderungen zustimmen. Bitte 
schneiden Sie diese aus, falls möglich mit Anschrift 
(aus dem örtlichen Telefonbuch) oder auch ohne, und 
senden Sie uns diese Leserbriefe! Die Leserbrief- 
schreiber erhalten dann von uns Unterlagen für weitere 
»unzeitgemäße« Leserbriefe. 


Wegen der großen Nachfrage wurde das Mittelblatt der 
UN 1/99 (Sonderdruck 991) mit dem Klassenplakat 
nachgedruckt. 

Wenn der Wille da ist, gibt es wohl kaum jemanden, der 
nicht 10, 20 oder 100 Blatt versenden oder verteilen 
könnte. UN-Bestelltelefon (montags bis freitags) 14 - 
19 Uhr: 0208/840132 


Wir hoffen auf IhreMithilfe! 


Ihre UN- Mitarbeiter 
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Wir gedenken der Brandopfer von Dresden 


Am 13./14. Februar 1945 flogen die anglo- 
amerikanischen Luftstreitkräfte, obwohl der Krieg 
für die Alliierten militärisch bereits entschieden 
war, innerhalb von 15 Stunden drei Terrorangriffe 
auf die Kultur- und Lazarett-Stadt Dresden. Sie 
töteten in einem Feuersturm ohne Beispiel in der 
Menschheitsgeschichte 300.000 bis 400.000 
Menschen, Säuglinge, Kinder, Frauen, Alte, 
Verwundete und Flüchtlinge, die der sowjetischen 
Soldateska entkommen waren. 


Nie wird man die Zahl der zu Asche verglühten und 
zu Leichenbergen gehäuften Brandopfer nennen 


Wieviele starben: 
Wer kennt die Zahl? 


An Deinen Wunden 
sieht man die Qual 
der Namenlosen,die 


hier verbrannt 
im Höllenfeuer aus 
Menschenhand. 
Gedenkstein auf dem Heidefriedhof in Dresden 


Einsenden an: ! 
UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen | 


JO Ich bitte, mir monatlich 1-2-3-5-10Ex.der | 
! UN zuzusenden. Ich gehe damit kein Abon- 
i nement mit Verpflichtungen oder Kündigungs- : 
F pflichten ein. Die UN werden ehrenamtlich zu 
Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1 Ex. 2.- DM / | 
i 10 Ex. je 1.- DM). Eine Spende werde ich 
1 überweisen - liegt bei. i 


i u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung 4 
i verschiedener Ausgaben der UN. Rückporto i 
i liegt bei. 4 


! u Ich bitte um Zusendung von Exemplaren 


i der UN-Ausgabe Nr.: mit-ohne- |! 
! Kostenbeteiligung (s.o.) 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von DM i 
i lege ich per Verrechnungsscheck / in bar/bei ! 
- kann ich zur Zeit nicht leisten. i 


i Name : 
| Straße: 
| PLZ/Ort: 


Ihre UN-Nr., falls bekannt: 


Li 
i (Falls Sie von uns schon Sendungen mit gedruckter Adresse bekommen 
haben, finden Sie die Nummer direkt über der Anrede Herr/Frau) i 


3 Se u 
Farbiges Plakat auf Kunstdruck-Karton, Größe 60 x 42, 
anzufordern beim UN-Archiv, Postf. 400215, 44736 Bochum. 


können. 


Täglich wird unser Volk aufgerufen, die »Erinne- 
rungskultur« an Verbrechen der Vergangenheit zu 
pflegen, das Wissen wachzuhalten und von 
Generation zu Generation weiterzugeben, Gedenk- 
und Erinnerungsstätten zu errichten, damit sich 
solches nie wiederhole. 

Gedenken wir in diesem Sinne der Opfer des 
Höllenfeuers in Dresden und in vielen anderen 
deutschen Städten, das alliierte Bomber, angebliche 
»Soldaten Christi«, entfachten, denn sie sind bis 
heute - oder heute schon wieder - unterwegs: 


»Frohe Weihnachten - Nach Bombe 
mehr Selbstvertrauen« 


In britischen Zeitungen berichteten im Dezember 
1998 Bomberpiloten über ihre Bombardierung des 
Irak: 
»Ich war ein bißchen nervös«, erzählt US-Pilot Will 
Powers (29). »Doch nachdem ich eine 456-Kilo- 
Bombe auf einen Armeebunker geworfen hatte, 
spürte ich mehr Selbstvertrauen in mir.« Auf ihre 
Bomben hatten die Lademannschaften 
Botschaften wie »Von Salt Lake nach Bagdad - 
dieses Geschenk wird Euch umhauen« oder 
»FROHEWEIHNACHTEN« gekritzelt. 

(Beleg: UN-Archiv 2991) 


Für alle, die das Grauen damals haben, ist jedes 
weitere Wort dazu überflüssig. Und junge 
Deutsche, die für die »Global Players« heute in 
den Krieg ziehen sollen, sind aufgerufen, 
nachzudenken. 


